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Qualifikation statt Quoten!
Das Bundesinnenministerium plant mit dem Bundespartizipationsgesetz den
Anteil von Migranten in der Bundesverwaltung zu erhöhen. Ziel sei es, die
gesellschaftliche Vielfalt in der Bundesverwaltung widerzuspiegeln und die
Teilhabe von Personen mit Migrationshintergrund zu stärken. Unter anderem
sollen Personen mit Migrationshintergrund bevorzugt eingestellt werden.

Stephan Brandner, stellvertretender Bundessprecher der Alternative für
Deutschland, stellt fest, dass für die Einstellung der Bundesbeamten
ausschließlich die Qualifikation ausschlaggebend sein muss. Gerade die
überteuerte Bundesverwaltung müsse ihre Leistungsfähigkeit erhöhen. 

„Faeser plant nichts anderes als die Diskriminierung Deutscher in
Deutschland. Das werden wir sicher nicht tatenlos mit ansehen, zumal es auch
gegen das Grundgesetz verstößt. Nach Art. 38 geht es ausschließlich nach
Eignung, Befähigung und fachlicher Eignung. Hautfarbe, Herkunft und
Migrationsgeschichte dürfen und können dabei selbstverständlich keine Rolle
spielen. Dass gerade die mit den reellen Problemen in Deutschland völlig
überforderte Quotenfrau Faeser sich ein Gesetz zur Zurückdrängung
Deutscher ohne Migrationshintergrund in der Beamtenschaft ausdenkt,
überrascht zwar wenig, wird aber an unserem entschiedenen Widerstand
scheitern.“
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Pressemitteilungen
AfD erwirkt Unterlassungserklärung von Merz

Der CDU-Parteivorsitzende Friedrich Merz hat gegenüber der Alternative für
Deutschland eine Unterlassungserklärung abgegeben. Er verpflichtet sich
damit, nicht weiter zu behaupten, dass die Parteizentrale alle Accounts der
Abgeordneten zentral steuern würde und dies das Erfolgsgeheimnis der
Alternative für Deutschland in den sozialen Medien sei.

Stephan Brandner, stellvertretender Bundessprecher der Alternative für
Deutschland:

„Friedrich Merz verbreitete öffentlich ein Lügenmärchen, um davon
abzulenken, dass die CDU völlig unfähig ist, die sozialen Medien zu
bedienen. Möglicherweise läuft die Medienarbeit zentral gesteuert in der
CDU, bei uns ist jedoch der Abgeordnete und Mandatsträger selbst gefragt,
wenn es um seine Kreativität geht. Statt Märchen zu verbreiten und die
Öffentlichkeit zu belügen sollte Merz künftig lieber Brandmauern einreißen,
um Deutschland voran zu bringen.“

CDU-Generalsekretär Linnemann wiederholt in den Medien die Forderung
der AfD-Fraktion nach Herabsetzung der Strafmündigkeit von 14 auf 12
Jahre. Die CDU/CSU-Fraktion im Bundestag lehnt jedoch eine Anhörung im
Rechtsausschuss zum bereits bestehenden AfD-Gesetzentwurf (Drs.
20/6194) ab. Der Parlamentarische Geschäftsführer der AfD-
Bundestagsfraktion, Stephan Brandner, Mitglied im Rechtsausschuss, teilt
dazu mit:

„Ob Diebstahl, Raub oder gar Totschlag – die Polizeiliche Kriminalstatistik
zeigt, dass Jugendliche immer gewalttätiger werden. Grund für führende
CDU-Politiker wie Carsten Linnemann mit einer AfD-Forderung medial
Wahlkampf zu machen: Der Herabsetzung der Strafmündigkeit von 14 auf 12
Jahre. Auch vom Bundesvorsitzenden der Deutschen Polizeigewerkschaft,
Rainer Wendt, gibt es Zuspruch für die Forderung der AfD-Fraktion. Der
Rechtsstaat müsse klare Kante zeigen, denn unter 14-Jährige sind sich der
Strafunmündigkeit bewusst. 
Die AfD-Fraktion freut sich, wenn ihre guten gesetzgeberischen Ideen auch
von der CDU aufgegriffen werden. Wenn aber gleichzeitig die CDU-
Fachpolitiker diese wichtige Debatte nicht zulassen und gemeinsam mit den
Linken und der Ampel geschlossen gegen eine Anhörung stimmen, dann hat
die CDU ein Glaubwürdigkeitsproblem. Das ist mal wieder der Versuch der
CDU, mit AfD-Themen Wahlkampf zu machen, während sie auf Fachebene
knallhart linke Mehrheiten unterstützt.“

AfD erwirkt Unterlassungserklärung von Merz

https://dserver.bundestag.de/btd/20/061/2006194.pdf
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Aktuelle Videos

Mehr Einblicke auf TikTok

https://youtu.be/M2rupvIDnMk?si=zHB9ApelhAccQ0ZE
https://youtu.be/LMTtn9PfTdI?si=7FitM322J2DQpl0y
https://youtu.be/GzOLGJUYZOg?si=5onZ1qLuxd8mc-cx
https://www.tiktok.com/@brandner_afd?_t=8ndYaqnHSVd&_r=1


Konstituierung Stadtrat Gera
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Stadtrat Gera
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Plenum Schlussdienst
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Bundesparteitag Samstag 29.6.
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Bundesparteitag Sonntag 30.6.
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Kommende Termine
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Regierungserklärung von Olaf Scholz

Bundeskanzler Olaf Scholz hat die Ergebnisse der Europawahl mit den Erfolgen für
rechtspopulistische Kräfte als „Einschnitt“ für Europa bezeichnet. Es habe eine klare
Auswirkung, dass so viele Krisen gleichzeitig Vertrauen und Sicherheitsgefühl infrage gestellt
hätten. „Dem müssen wir uns stellen“, sagte Scholz am Mittwoch in einer Regierungs-erklärung
zu den anstehenden Gipfeltreffen zum Europäischen Rat am 27. und 28. Juni 2024 in Brüssel
und zum Nato-Gipfeltreffen vom 9. bis 11. Juli 2024 in Washington. Scholz wies die vom
russischen Präsidenten Wladimir Putin gestellten Bedingungen für einen Waffen-stillstand in
der Ukraine zurück, zu denen der Verzicht der Ukraine auf die Halbinsel Krim und auf weite Teile
der Ostukraine zählt. 
AfD-Fraktionschef Tino Chrupalla (AfD) warf dem Bundeskanzler vor, mit dem geplanten Nato-
Hauptquartier zur Ukraine-Unterstützung Deutschland zum „militärischen Vorposten“ der USA
zu machen. Statt auf Waffenlieferungen an die Ukraine zu setzen, die im Übrigen auf die Kosten
der Bundeswehr und der Fähigkeit der eigenen Selbstverteidigung gingen, sollte die
Bundesregierung die Kriegsparteien zu Friedenverhandlungen nach Deutschland einladen. „Das
wäre ein Zeichen der Souveränität.“

Aktuelle Stunde - Hitzige Debatte über Debattenkultur an Hochschulen

Seit dem Überfall der palästinensischen Terrororganisation Hamas auf Israel beschäftigen
Störungen des Hochschulbetriebs durch Aktivisten vermehrt die Öffentlichkeit. Konkreter
Anlass für die Aktuelle Stunde war eine Veranstaltung an der Universität Göttingen zum
Selbstbestimmungsgesetz, zu der der Ring Christlich-Demokratischer Studenten die CDU/CSU-
Bundestagsabgeordnete Mareike Lotte Wulf eingeladen hatte. Wulf sei von Anfang an
niedergebrüllt worden, schließlich habe sie unter Polizeischutz aus dem Saal geleitet werden
müssen, während „die Randalierer geblieben“ seien.
 
Dr. Götz Frömming hob hervor, dass der Antisemitismus an den Hochschulen vor allem von links
komme. „Da stehen die kleinen Greta Thunbergs und die anderen mit den
Palästinensertüchern.“ Diese linken Gruppierungen hätten „ein toxisches Bündnis geschlossen
mit Hamas-Freunden“. Ebenso sei es bei der Boykott-Bewegung gegen israelische Universitäten,
die von einem „weltweiten Netz von Profi-Aktivisten“ getragen werde, wie Frömming ausführte.
„Da sind wieder Ihre politischen Freunde“, sagte er an die linke Seite des Plenarsaals gewandt.฀
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Disput über Antrag zur Enquete-Kommission zu Integrationsproblemen

Die AfD-Fraktion fordert die Einsetzung einer Enquete-Kommission zu „kulturellen
Differenzen als mögliche Ursache von Integrationsproblemen bei Zuwanderern in
Deutschland“. Die einzurichtende Enquete-Kommission solle sich unter anderem mit der
Frage befassen, welche sozialisierten Differenzen in Verhaltenskulturen und Wertehaltungen
dazu beitragen können, den voneinander abweichenden ökonomischen und
gesellschaftlichen Integrationserfolg beziehungsweise -misserfolg unterschiedlicher
Zuwanderergruppen in Deutschland und anderen Ländern der westlichen Welt zu erklären.
Prägungen von Migranten durch ihre Herkunftskultur führen laut AfD „nicht zwangsläufig zu
Integrationsproblemen“. Auch Personen aus einigen räumlich sehr fernen Kulturkreisen
wiesen teilweise überdurchschnittliche Integrationserfolge auf, wie sich etwa an den
Integrationserfolgen der vietnamesisch-stämmigen Zuwanderer deutlich ablesen lasse.
Die große Mehrheit in Deutschland lehne die „Masseneinwanderung aus Orient und Afrika“
ab, sagte Dr. Bernd Baumann (AfD) zu Beginn der Debatte. „Die Deutschen fühlen sich fremd
im eigenen Land“, so der AfD-Abgeordnete. Kulturelle Parallelgesellschaften breiteten sich
immer rasanter aus. Es handle sich um Gegengesellschaften, „die unserer Kultur feindlich
gegenüberstehen“. Dabei gehe es nicht um die Ausländer an sich, betonte Baumann. Es gehe
um Migranten aus bestimmten Herkunftsgebieten mit fremden Männlichkeitsvorstellungen
und einer viel zu hohen Gewaltbereitschaft. „Das ist das Problem“, sagte er.

Aktuelle Stunde - Fraktionen urteilen über Corona-Masken-Beschaffung in der Pandemie

Der Bundestag hat sich am Donnerstag mit der Maskenbeschaffung des Bundesgesundheits-
ministeriums während der Corona-Pandemie befasst. Anlass der Aktuellen Stunde war ein
Urteil des Oberlandesgerichtes Köln zu Streitigkeiten zwischen dem Bundesgesundheits-
ministerium (BMG) und einem Maskenlieferanten vom 21. Juni 2024. Das BMG hatte unter
dem damaligen Minister Jens Spahn im März 2020 im Rahmen eines sogenannten Open-
House-Verfahrens die Lieferung von Masken zu einem Fixpreis ausgeschrieben. Später
verweigerte das Ministerium die Annahme und die Bezahlung von Lieferungen, die nach dem
vorgegebenen Lieferdatum eingegangen waren beziehungsweise die Qualitätsmängel
aufwiesen. Dagegen klagen etliche Lieferanten. Das Bundesgesundheitsministerium beziffert
den Streitwert der laufenden Verfahren auf 2,3 Milliarden Euro. In einem Fall entschied das
Gericht in Köln nun zugunsten des Klägers. 
Für die AfD-Fraktion kritisierte Martin Sichert nicht nur Jens Spahn, sondern auch dessen
Nachfolger Karl Lauterbach (SPD). Spahn sei bei Masken, Lauterbach bei Impfstoffen in
einen „Kaufrausch“ zulasten der Steuerzahler verfallen, sagte der Abgeordnete. Es müsse
eine Aufklärung geben, was in der Corona-Zeit passiert sei. In diesem Zusammenhang warf er
Bundeskanzler Olaf Scholz (SPD) vor, die Demokratie mit Füßen zu treten, da er eine
Aufarbeitung in Form eines Bürgerrates gefordert habe. Für „jeden Demokraten“ sei aber
klar, dass es nur einen Ort zur Aufarbeitung der Corona-Zeit gebe, nämlich im Bundestag in
einem Untersuchungsausschuss. Sichert forderte zudem eine „vollständige Rehabilitierung
von Bürgern, die wegen Corona-Maßnahmen bestraft wurden“. 
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Öffentlichkeitsarbeit der Fraktionen soll gesetzlich normiert werden

Der Bundestag hat am Freitag den Gesetzentwurf von SPD, CDU/CSU, Bündnis 90/Die
Grünen und FDP zur Änderung des Abgeordnetengesetzes (20/11944) erstmals debattiert.
Die Änderungen betreffen vor allem die Öffentlichkeitsarbeit der Fraktionen. Mit dem
Gesetzentwurf sollen in der Praxis aufgetretene Unsicherheiten in Bezug auf die zulässige
Öffentlichkeitsarbeit der Fraktionen durch gesetzliche Normierung beseitigt werden. Die
Fraktionen wollen klarstellen, dass neben der Unterrichtung der Öffentlichkeit über
parlamentarische Vorgänge auch die Vermittlung allgemeiner politischer Standpunkte der
Fraktionen und der Dialog mit Bürgerinnen und Bürgern über die parlamentarisch-politische
Arbeit ein „zulässiger Zweck der Öffentlichkeitsarbeit“ ist. Dabei sollen die Fraktionen frei
über Mittel, Ort, Zeit und Häufigkeit der Informationsangebote entscheiden können, ein
„Gebot politischer Neutralität“ bestehe dabei nicht.
 
Stephan Brandner dazu in seiner Rede: „Es ist wieder einmal der Klassiker: eine Fußball-EM
im eigenen Lande, überall Party, Brot und Spiele und Sie von der ganz großen Koalition der
Altparteien nutzen das hemmungslos aus. Geradezu harmlos daherkommend als angeblich
zwingende Änderungen in der steuergeldfinanzierten Öffentlichkeitsarbeit der Fraktionen,
greifen Sie im Ergebnis mal wieder schamlos zu,zugegebenermaßen nicht ganz so schamlos
wie zur Fußballweltmeisterschaft 2018, als die damalige Große Koalition aus CDU, CSU und
SPD sehenden Auges Verfassungsrecht brach. Warum? Um die SPD vor dem Ruin zu
schützen. Damals waren es 25 Millionen Euro mehr im Jahr - offensichtlich
verfassungswidrig. Aber egal, es war WM, und man peitschte es durchs Parlament. Vier Jahre
später erklärte das Bundesverfassungsgericht - wir hatten genau das prognostiziert - diese
ganze Chose für nichtig. Es war ein Schaden von viermal 25 Millionen Euro entstanden, also
von insgesamt 100 Millionen Euro. Zuerst taten Sie so, als akzeptierten Sie das Urteil des
Bundesverfassungsgerichts, als wollten Sie zurückzahlen. Was haben Sie dann gemacht? Die
große „Nationale Front der Altparteien“ hat rückwirkend ein neues Gesetz gemacht. Die 100
Millionen Euro blieben bei den Parteien. Das rechtswidrig den Steuerzahlern Genommene
kam da nicht mehr an.“

Antrag zu Hinzuverdienstgrenzen bei Witwenrenten abgelehnt

Der Bundestag hat am Freitag einen Antrag der AfD mit dem Titel „Hinzuverdienstgrenzen
bei den Witwenrenten neu regeln – Fachkräfte freisetzen“ abgelehnt. Ein weiterer erstmals
vorgelegter Antrag mit dem Titel „Einführung eines 12.000-Euro-Steuerfreibetrags für
Rentner mit Hinzuverdienst“ wurde zur weiteren Beratung an den Finanzausschuss
überweisen.
 

 



Wir stehen an Ihrer Seite

Wahlkreisbüro Zeulenroda
Schleizer Straße 8
07937 Zeulenroda-Triebes
Tel.: 03 66 28 - 96 35 02
E-Post: zeulenroda@
brandner-im-bundestag.de
Geöffnet: Mo und Do: 10-17 Uhr

Wahlkreisbüro Sömmerda
Weißenseer Straße 8 
99610 Sömmerda
Tel.: 0 36 34 - 69 22 888
E-Post: soemmerda@
brandner-im-bundestag.de
Geöffnet: Mo: 10-17 Uhr

Wahlkreisbüro Apolda
Ritterstraße 4 
99510 Apolda
Tel.: 0 36 44 - 83 20 468
E-Post: apolda@
brandner-im-bundestag.de
Geöffnet: Do: 10-14 Uhr

 
www.facebook.com/stBrandner 

www.twitter.com/stbrandner 

www.instagram.com/stephanbrandner 

www.youtube.com/c/stephanbrandnermdb 

t.me/StephanBrandnerMdB 

www.tiktok.com/@brandner_afd

https://whatsapp.com/channel/0029Va8SDPbGehEUippEJx1r

Kreisverband Jena-Gera-SHK
Sparkasse Jena Saale-Holzland
IBAN: DE42 8305 3030 0018 0346 75
BIC: HELADEF1JEN
Verwendungszweck: Stephan Brandner

Möchten Sie mich finanziell unterstützen?
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Besuchen Sie mich auch im Netz

Wahlkreisbüro Gera
Rudolf-Diener-Straße 21
07545 Gera
Tel.: 03 65 - 20 42 41 30 
Fax: 03 65 - 22 69 12 50
E-Post: kontakt@
brandner-im-bundestag.de
Geöffnet: Di bis Do: 10-17 Uhr

Wahlkreisbüro Gößnitz
Zwickauer Straße 11 
04639 Gößnitz
Tel.: 03 44 93 - 25 95 13
E-Post: goessnitz@
brandner-im-bundestag.de
Geöffnet: Do und Fr: 10-17 Uhr

Wahlkreisbüro Altenburg
Kesselgasse 25
04600 Altenburg
Tel.: 03 44 93 - 25 95 13
E-Post: altenburg@
brandner-im-bundestag.de
Geöffnet: Mo und Mi: 10-17 Uhr

Stephan Brandner   — Platz der Republik 1. — 11011 Berlin 


